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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


er 


Inhalt: Bekanntmachung, betreffend die Redaktion der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung, 
S. 323. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden zꝛc., S. 355. a 


(Fr. 10232.) Bekanntmachung, betreffend die Redaktion der Hohenzollernſchen Amts- und 
Landesordnung. Vom 9. Oktober 1900. 


Alf Grund des Artikels IV Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Abänderung 
und Ergänzung der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung vom 2. Juli 
1900 GGeſetz⸗Samml. S. 228) wird der Text der Amts- und Landesordnung 
vom 2. April 1873, wie er ſich aus den in den Artikeln I, II und III des 
Geſetzes vom 2. Juli 1900 feſtgeſtellten Aenderungen ergiebt, nachſtehend bekannt 
gemacht. 


Berlin, den 9. Oktober 1900 


Der Miniſter des Innern. 0 
Frhr. von Rheinbaben. 


Geſetz⸗Samml. 1900 (Nr. 10232.) 60 
Ausgegeben zu Berlin den 18. Oktober 1900. 
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8 Hohenzollernſche Amts⸗ und Candesordnung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, was folgt: 


Erſter Titel. 
Von den Amtsverbänden. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Grundlagen der Verfaſſung der Amtsverbände. 


FEST; 

Jeder der vier Oberamtsbezirke Sigmaringen, Gammertingen, Hechingen 

und Haigerloch bildet nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes einen mit den Rechten 

einer Korporation ausgeſtatteten Kommunalverband zur Selbſtverwaltung ſeiner 
Angelegenheiten. | 


§. 2. 
Veränderung der Die Veränderung der Grenzen der Oberamtsbezirke, die Bildung neuer 
en Olla ſowie die Zuſammenlegung mehrerer Oberamtsbezirke erfolgt durch Geſetz. 
neuer Oberamtsbezirke. Der Bezirksausſchuß beſchließt über die in Folge einer ſolchen Veränderung 
nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den betheiligten Amtsverbänden, 
vorbehaltlich der den letzteren gegen einander innerhalb zwei Wochen zuſtehenden 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe. 
Privatrechtliche Verhältniſſe werden durch dergleichen Veränderungen nicht 
berührt. 
Veränderungen ſolcher Grenzen von Gemeindebezirken, welche zuglenh 
Grenzen von Oberamtsbezirken ſind, ſowie die Vereinigung eines Grundſtücks, 
welches bisher einem Gemeindebezirke nicht angehörte, mit einer in einem anderen 
Oberamtsbezirke belegenen Gemeinde ziehen die Veränderung der betreffenden Ober⸗ 
amtsbezirksgrenzen, und wo dieſe mit den Wahlbezirksgrenzen zuſammenfallen, 
auch die Veränderung der letzteren ohne Weiteres nach ſich. 
Eine jede Veränderung der Grenzen der Oberamtsbezirke iſt durch das 
Amtsblatt bekannt zu machen. 8 
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ee $. 3. 
Angehörige des Amtsverbandes find, mit Ausnahme der nicht angefeffenen Angehörige des 
ſervisberechtigten Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes, alle diejenigen, welche Ants verbandes. 
innerhalb des Amtsbezirkes einen Wohnſitz haben. 


| F. 4. 
Die Amtsangehörigen ſind berechtigt: Rechte der Amts. 
1. zur Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung des Amtsverbandes engen. 
nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes, 7 


25 zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des Amts⸗ 
verbandes nach Maßgabe der für dieſelben beſtehenden Beſtimmungen. 
g. 5. 3 
Jeder wählbare Amtsangehörige ($. 18) iſt verpflichtet, ein unbeſoldetes Pfichten der Amts, 
Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Amtsverbandes zu übernehmen. euße gegen, 


: 2 f : a) Verpflichtung zur 
Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung eines ſolchen Amtes ber Annahme von un. 


igen: beſoldeten 
rechtigen: 2 Aemtern (Gründe 
1. anhaltende Krankheit, der Ablehnung. 


Folgen einer uns 


2. Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit vom gerechtfertigten 
Wohnorte mit ſich bringen, Ablehnung). 

das Alter von ſechszig Jahren, 8 

die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamts, 

ſonſtige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Amts⸗ 
verſammlung eine gültige Entſchuldigung begründen. 


Beträgt die Amtsdauer mehr als drei Jahre, ſo kann das Amt nach 
Ablauf von drei Jahren niedergelegt werden. 

Wer ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Amts⸗ 
verbandes während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer verſehen hat, 
kann die Uebernahme desſelben oder eines gleichartigen Amtes für die nächſten 
drei Jahre ablehnen. 

Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, 
ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Amtsverbandes 
zu übernehmen oder das übernommene Amt drei Jahre hindurch zu verſehen, 
ſowie derjenige, welcher ſich der Verwaltung ſolcher Aemter trotz vorhergegangener 
Aufforderung ſeitens des Amtsausſchuſſes thatſächlich entzieht, kann durch Be⸗ 
ſchluß der Amtsverſammlung für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der 
Ausübung ſeines Rechtes auf Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung 
des Amtsverbandes für verluſtig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker 
als die übrigen Amtsangehörigen zu den Amtsabgaben herangezogen werden. 

Gegen den Beſchluß der Amtsverſammlung findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. i 
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b) Beitragspflicht zu 


N SE 


$. 6. 
Die Amtsangehörigen find verpflichtet zur Befriedigung der Bedürfniſſe 


den Amtsabgaben des Amtsverbandes Abgaben aufzubringen, inſofern die Amtsverſammlung nicht 


Vertheilung und 
Aufbringung der 
Amtsabgaben 


beſchließt, dieſe Bedürfniſſe aus dem Vermögen des Amtsverbandes oder aus 
ſonſtigen Einnahmen zu beſtreiten. 


8 
Die Vertheilung der Amtsabgaben hat nach dem Verhältniſſe der auf die 
Amtsangehörigen fallenden direkten Staats- und ſtaatlich veranlagten Steuern 
einſchließlich der nach Abſ. 4 dieſes Paragraphen von Einkommen bis zu 900 Mark 
veranlagten und der nach $. 9a für die Abgaben der Forenſen, juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen und ſofort ermittelten Steuerſätze und zwar durch Zuſchläge zu denſelben 


zu erfolgen. 


Ausgeſchloſſen von der Heranziehung zu den Amtsabgaben bleibt die Ge⸗ 
werbeſteuer vom Hauſirgewerbe und die Ergänzungsſteuer. 

Die im F. 24 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 in Ver 
bindung mit $$. 97, IST, 99 der Hohenzollernſchen Gemeindeordnung vorge 
ſehenen Befreiungen ſowie die Vorſchriften der Verordnung, betreffend die Heran⸗ 
ziehung der Staatsdiener zu den Kommunalauflagen in den neu erworbenen 
Landestheilen, vom 23. September 1867 (Geſetz⸗Samml. S. 1648), abgeſehen 
von F. 8 derſelben, gelten auch für die Veranlagung der Amtsabgaben. 

Steuerpflichtige mit einem Einkommen von nicht mehr als 900 Mark 
werden zu einer fingirten Einkommenſteuer nach Maßgabe des $. 38 Abſ. 1 
Ziffer 1 bis 3 des Kommunalabgabengeſetzes veranlagt. Indeſſen können ſie 
durch Beſchluß der Amtsverſammlung von der Beitragspflicht entbunden oder 
mit einem geringeren Prozentſatz als Steuerpflichtige mit höherem Einkommen 
herangezogen werden; ihre Freilaſſung muß erfolgen, ſofern fie im Wege der 
öffentlichen Armenpflege fortlaufende Unterſtützung erhalten. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln erfolgte Erhöhung oder 
Ermäßigung der der Vertheilung der Amtsabgaben zu Grunde gelegten Staats⸗ 


ſteuerſätze zieht die entſprechende Abänderung der Veranlagung zu den Amts⸗ 


abgaben nach ſich. 
$. 7a. 
Bei der Vertheilung der Amtsabgaben find die Grund-, Gefäll-, Gebäude⸗ 
und Gewerbeſteuer in der Regel mit dem gleichen Betrage desjenigen Prozent; 


ſatzes heranzuziehen, mit welchem die Staatseinkommenſteuer belaſtet wird. Mit 


Genehmigung des Bezirksausſchuſſes kann der Betrag, mit welchem die Real⸗ 


ſteuern heranzuziehen ſind, bis auf das Anderthalbfache jenes Prozentſatzes erhöht 


oder bis auf die Hälfte desſelben herabgeſetzt werden. 

Der Vertheilungsmaßſtab iſt für jeden Amtsverband bis zum 30. Juni 1901 
ein für alle Mal feſtzuſtellen und demnächſt unverändert zur Anwendung zu 
bringen. Die Amtsverſammlung iſt jedoch befugt, hierbei zu den Amtsabgaben 
für Verkehrsanlagen die Realſteuern in den im vorhergehenden Abſatze bezeichneten 


rene 
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4 
Grenzen mit einem höheren Prozentſatz als zu den übrigen Amtsabgaben heran⸗ 
zuziehen, beziehungsweiſe die Steuerpflichtigen mit Einkommen von nicht mehr 
als 900 Mark von der Heranziehung zu dieſen Amtsabgaben ganz frei zu laſſen 
oder dazu mit einem geringeren Prozentſatze heranzuziehen. Kommt ein gültiger 
Amtsverſammlungsbeſchluß bis zu dieſem Zeitpunkte nicht zu Stande, ſo werden 
bis zur Herbeiführung dieſes Beſchluſſes die Amtsabgaben auf die ſämmtlichen 
direkten Staats⸗ und ſtaatlich veranlagten Steuern nach Maßgabe des $. 7 gleich⸗ 
mäßig vertheilt. Die Amtsverſammlung kann den feſtgeſtellten Maßſtab von 
fünf zu fünf Jahren einer Reviſion unterziehen. 


$. 8. 

Unter Anwendung des nach dieſen Grundſätzen ($$. 7, 7a) von der Amts⸗ 
verſammlung beſchloſſenen Vertheilungsmaßſtabes wird das Amtsabgabenſoll für 
die einzelnen Gemeinden im Ganzen berechnet und denſelben zur Untervertheilung 
auf die einzelnen Steuerpflichtigen nach demſelben Maßſtabe, zur Einziehung 
ſowie zur Abführung im Ganzen an die Amtskaſſe überwieſen. 

Den Gemeinden bleibt die Beſchlußfaſſung darüber vorbehalten, in welcher 
Weiſe ihre Antheile an den Amtsabgaben aufgebracht werden ſollen. 
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Sofern es ſich um ſolche Einrichtungen für die Amtsverbände handelt, Mehr- ober Minder, 
welche in beſonders hervorragendem oder beſonders geringem Maße einzelner pee d 
Theilen des Amtsbezirkes zu Gute kommen, kann die Amtsverſammlung bes bezirk 
ſchließen, für die Amtsangehörigen dieſer Theile der Amtsbezirke eine Mehr- oder 
Minderbelaſtung eintreten zu laſſen. Die Mehrbelaſtung kann nach Maßgabe 
der Beſchlüſſe der Amtsverſammlung durch Naturalleiſtungen erſetzt werden. 


§. 9a. 

Diejenigen phyſiſchen Perſonen, welche, ohne in dem Amtsbezirk einen Seranziehung ber 
Wohnſitz zu haben, beziehungsweiſe in demſelben zu den perſönlichen Staats- Heroen alf gen 
ſteuern veranlagt zu fein, in demſelben Grundeigenthum beſitzen oder ein ſtehendes den Amtsabgaben. 
Gewerbe oder außerhalb einer Gewerkſchaft Bergbau betreiben (Forenſen), mit 
Einſchluß der nicht im Amtsbezirke wohnenden Geſellſchafter einer offenen 
Handelsgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft, ſind verpflichtet, zu denjenigen 
Amtsabgaben beizutragen, welche auf den Grundbeſitz, das Gewerbe oder das 
aus dieſen Quellen fließende Einkommen gelegt werden. 

Ein Gleiches gilt von den juriſtiſchen Perſonen, von den Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien und Aktiengeſellſchaften ſowie Berggewerkſchaften, welche 
im Amtsbezirke Grundeigenthum beſitzen oder ein ſtehendes Gewerbe oder Berg⸗ 
bau betreiben. 

Der Fiskus kann zu den Amtsabgaben wegen feines aus Grundbeſitz, 

Gewerbe⸗ und Bergbaubetrieb fließenden Einkommens nicht herangezogen, da⸗ 
gegen mit der Grund- und Gebäudeſteuer um die Hälfte desjenigen Prozentſatzes 


Unzuläſſigkeit einer 
Doppelbeſteuerung 
desſelben Einkommens. 


Hundeſteuer. 


Beſchwerden und 
Einſprüche wegen Ver⸗ 
anlagung der Amts⸗ 
abgaben. 


ſtärker belaſtet werden, mit welchem die Einkommenſteuer dazu herangezogen wird. 
Im Falle des dritten Satzes im zweiten Abſatze des F. 7a tritt dieſe Belaſtung 
auch ohne Beſchluß der Amtsverſammlung ein. ö 

Die Einſchätzung der Forenſen, der Bergwerksbeſitzer, der Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien, der Aktiengeſellſchaften und der juriſtiſchen Perſonen zu 
den Amtsabgaben erfolgt, ſoweit ſie zu den der Vertheilung der letzteren zu 
Grunde gelegten Staatsſteuerſätzen ($. 7) nicht ſchon unmittelbar herangezogen oder 
veranlagt ſind, von dem Amtsausſchuſſe nach den für die Veranlagung dieſer 
Steuern beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, unter Anwendung des für die Amts⸗ 
abgaben beſtimmten Antheilsverhältniſſes. 


8 

Niemand darf von demſelben Einkommen in verſchiedenen Amtsbezirken 
oder Kreiſen zu den Amtsabgaben (Kreisabgaben) herangezogen werden. Es muß 
daher dasjenige Einkommen, welches einem Abgabenpflichtigen aus ſeinem außer⸗ 
halb des Amtsbezirkes belegenen Grundeigenthum oder aus ſeinem außerhalb des 
Amtsbezirkes ſtattfindenden Gewerbe oder Bergbaubetriebe zufließt, bei Feſtſtellung 
des im Amtsbezirke zu veranlagenden Einkommens desſelben außer Berechnung 
gelaſſen werden. Dies geſchieht durch Abſetzung der bezüglichen Einkommensquote 
von dem zur Staatsſteuer veranlagten Geſammteinkommen und durch verhältniß⸗ 
mäßige Herabſetzung des feſtgeſtellten Steuerſatzes. Hierbei ſowie bei der Heran⸗ 
ziehung juriſtiſcher Perſonen, Geſellſchaften und ſo fort zu den in Amtsverbänden 
vom Einkommen zu erhebenden Steuern kommen die Vorſchriften der §§ 91 
Abſ. 1 Ziffer 4, 92 Ziffer 1 des Kommungalabgabengeſetzes zur Anwendung. 


9. 
Die Amtsverbände ſind befugt, das Halten von Hunden zu beſteuern. 
Die Steuer darf jährlich 5 Mark für den Hund nicht überſteigen und iſt durch 
Steuerordnung zu regeln. In der Steuerordnung können Strafen gegen Zu⸗ 
widerhandlungen bis zur Höhe von 30 Mark angedroht werden; die Strafen 
find durch den Amtsausſchuß feſtzuſetzen und nach eingetretener Rechtskraft ($. 459 
der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877, Reichs⸗Geſetzbl. S. 253) im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren beizutreiben. 
Die Steuerordnung bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. Die 
Genehmigung unterliegt der Zuſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 
Die Erhebung einer Hundeſteuer ſeitens der Amtsverbände berührt das 
Recht der Gemeinden zur Beſteuerung der Hunde nicht ($. 16 des Kommunal 
abgabengeſetzes). a ! 
9. 10. 
Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend 
1. das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und An⸗ 
ſtalten des Amtsverbandes, 
2. die Heranziehung (Veranlagung) zu den Amtsabgaben, 
beſchließt der Amtsausſchuß. 


Be 
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Beſchwerden und Einſprüche der zu 2 gedachten Art ſind innerhalb einer 
Friſt von vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Abgabenbeträge bei 
dem Amtsausſchuß anzubringen. Einſprüche gegen die Höhe von Zuſchlägen zu 
den direkten Staats⸗ und ſtaatlich veranlagten Steuern, einſchließlich der nach 
§. 7 Abſ. 4 veranlagten Steuerſätze, ſind unzuläſſig, wenn ſie ſich gegen den 
Prinzipalſatz der letzteren richten. 

Gegen den Beſchluß des Amtsausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Hierbei iſt die Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsgerichte auch inſoweit begründet, als nach bisherigem Rechte der ordent⸗ 
liche Rechtsweg für zuläſſig erklärt war. f i i we 

Die Beſchwerden und die Einfprüche ſowie die Klagen haben keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. a N 

„Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt in den zu 2 des Abſ. 1 
bezeichneten Fällen nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 


ar: $. 11. 

Jeder Amtsverband iſt befugt: Amtsſtatuten und 

1. zum Exlaſſe beſonderer ſtatutariſcher Anordnungen über ſolche An⸗ a 
gelegenheiten des Amtsverbandes, hinſichtlich deren das gegenwärtige 
Geſetz Verſchiedenheiten geſtattet ($$. 17 und 23) oder das Geſetz auf 
ſtatutariſche Regelung verweiſt, ſowie über ſolche Angelegenheiten des 
Amtsverbandes, deren Gegenſtand nicht durch Geſetz geregelt ift; 

2. zum Erlaſſe von Reglements über beſondere Einrichtungen des Amts⸗ 

verbandes. 

Die Statuten und Reglements ſind durch das Amtsblatt auf Koſten des 

Amtsverbandes bekannt zu machen. 5 


Zweiter Abſchnitt. b 
Von der Vertretung und Verwaltung der Amtsver bände. 


Erſter Unterabſchnitt. 
Von der Zuſammenſetzung der Amtsverſammlung. 
§. 12. 5 

Die Amtsverſammlung beſteht in denjenigen Oberamtsbezirken, welche unter Dahl der Mitglieder 
Ausſchluß der im aktiven Militärdienſte ſtehenden Pekſonen 15 000 oder weniger der umtsverſammlung. 
Einwohner haben, aus 15 Mitgliedern. In den Oberamtsbezirken mit mehr als 
15 000 Einwohnern tritt für jede Vollzahl von 2 000 Einwohnern je ein Ver⸗ 
treter hinzu. i 

Außerdem iſt Mitglied der Amtsverſammlung ſämmtlicher vier Oberamts⸗ 
bezirke der Fürſt zu Hohenzollern als Beſitzer des Fürſtlich Hohenzollernſchen 
Domanialgutes. 
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§. 13. 


Vertretung des Fürſten. Der Fürſt von Hohenzollern kann ſich durch ein großſähriges Mitglied 
ſeiner Familie oder durch einen ſeiner in den Hohenzollernſchen Landen angeſtellten 
Beamten, für welchen die Erforderniſſe des §. 18 Nr. 1 der Hohenzollernſchen 
Gemeindeordnung gelten, vertreten laſſen. 


F. 14. 


Vertheilung der Ab, Die Zahl der Abgeordneten zur Amtsverſammlung (F. 12 Abſ. 1) wird 
Fencbmen und Bil auf die einzelnen Gemeinden des Oberamtsbezirkes nach der Einwohnerzahl ver- 
dung von Wahl, 
bezirten. theilt. Soweit hierbei auf eine einzelne Gemeinde nicht ein Abgeordneter entfällt, 

werden zwei oder mehrere benachbarte Gemeinden behufs der Wahl eines Ab⸗ 


geordneten zu Wahlbezirken vereinigt. S 


8 5 
Die Vertheilung der Abgeordneten und die Bildung der Wahlbezirke erfolgt 


auf den Vorſchlag des Amtsausſchuſſes durch die Amtsverſammlung und iſt 
durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


$. 16. 

Die nach den Vorſchriften des $. 14 erfolgte Vertheilung der Abgeordneten 
und Bildung der Wahlbezirke bleibt das erſte Mal für drei Jahre, ſodann für 
einen Zeitraum von je zwölf Jahren maßgebend. Nach deſſen Ablauf findet eine 
Reviſion durch den Amtsausſchuß ſtatt und wird der Beſchluß der Amtsverſamm⸗ 
lung über die etwa nothwendigen Abänderungen eingeholt. 

$. 16a 

Gegen die von der Amtsverſamml in gemäß $$. 15 und 16 wegen Ver⸗ 
theilung der Abgeordneten gefaßten Beſchlüſſe ſteht den Betheiligten innerhalb 
einer Friſt von zwei Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch welches die Ver⸗ 
theilung bekannt gemacht worden iſt, die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu. 

Gegen die Endurtheile des Bezirksausſchuſſes findet nur das Rechtsmittel 
der Reviſion ſtatt. 


Tele 
RBapI ber Agent Die Wahl der Abgeordneten erfolgt in denjenigen Gemeinden, welche für 
BR der Bahl'ſich einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, durch die Gemeinde 


vertretung oder, ſofern ein ' kollegialiſcher Gemeindevorſtand gebildet üt, durch den 
Gemeindevorſtand und die Gemeindevertretung „welche zu dieſem Behuf unter 
dem Vorſitze des Bürgermeiſters zu einer Wahlverſammlung vereinigt werden. 
In denjenigen Gemeinden, welche mit einer oder mehreren andern Ge⸗ 
meinden des Amtsbezirkes zu einem Wahlbezirke vereinigt ſind, wählt die Gemeinde⸗ 
vertretung (Gemeindeverſammlung) oder, ſofern ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand 
gebildet iſt, der Gemeindevorſtand und die Gemeindevertretung (Gemeindeverſamm⸗ 
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lung) einer jeden Gemeinde auf je 50 Einwohner einen Wahlmann. Durch 
ſtatutariſche Anordnung der Amtsverſammlung kann jene Zahl erhöht werden. 
Die Wahlmänner des Wahlbezirkes treten an dem von dem Aumtsausſchuſſe 
zu beſtimmenden Wahlort unter Leitung des Oberamtmanns oder in deſſen Auf⸗ 
trage des Bürgermeiſters (Vogt) einer im Wahlbezirke belegenen Gemeinde zur 
Wahl des Abgeordneten zuſammen. 


F. 18. 
Wählbar zum Abgeordneten und zum Wahlmann iſt jeder Amtsangehörige, Wählbarkeit zun 
G. 3), welcher ſich im Beſitze des Gemeinderechts befindet. . 
Das paſſive Wahlrecht geht verloren oder ruht, wenn das Gemeinderecht 
verloren geht oder ruht (5. 13, 15 Abſ. 1 der Hohenzollernſchen Gemeinde: 
ordnung). f 7 
§§. 19 und 20. 
(Fortgefallen.) 
. 2; 


Die Vollziehung der Wahlen der Abgeordneten, beziehungsweiſe der Wahl- Voltziehung der 
männer erfolgt nach näherer Vorſchrift des dieſem Geſetze beigefügten Wahl⸗ Wahlen. 
reglements. a 


9. 22. 
Die Abgeordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Dauer, ber, lag, 
Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Abgeordneten aus und wird durch beide der Abgeorz; 


neue erſetzt. Iſt die Zahl der Abgeordneten nicht durch zwei theilbar, ſo ſcheidet 
das erſte Mal die nächſt größere Zahl aus. Die das erſte Mal Ausſcheidenden 
werden durch das Loos beſtimmt, welches der Oberamtmann in der Amts⸗ 
verſammlung zu ziehen hat. 

Die Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. 


§. 23, 
Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Amtsverſammlung finden Lrgänzungs⸗ und 
alle drei Jahre im Monate November ſtatt, ſofern nicht durch ſtatutariſche An- geld on . 
ordnung der Amtsverſammlung ein anderer Termin beftimmt wird. 
Ergänzungs⸗ und Erſatzwahlen werden von denſelben Gemeinden und 
Wahlbezirken vorgenommen, von denen der Ausſcheidende gewählt war. 
Wo die Wahl von Wahlmännern durch dieſes Geſetz vorgeſchrieben iſt 
(K. 17 Abſ. 2), erfolgt dieſelbe aufs Neue vor jeder Wahl. Nur bei den Erſatz⸗ 
wahlen fungiren die früheren Wahlmänner, an Stelle der inzwiſchen durch Tod, 
Wegziehen aus dem Wahlbezirk oder auf ſonſtige Weiſe ausgeſchiedenen ſind neue 
zu wählen. 
Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen ſechs Jahre in 
Thätigkeit, für welche der Ausgeſchiedene gewählt war. 
Geſetz Samml. 1900. (Nr. 10232.) 61 . 


„ 


entscheidung über ° Gegen das zum Zwecke der Wahl der Abgeordneten ſtattgehabte Wahl⸗ 
dlahten ges verfahren kann jedes Mitglied einer Wahlverſammlung innerhalb zwei Wochen 
neten. Einſpruch bei dem Vorſitzenden des Wahlvorſtandes erheben. Die Beſchlußfaſſung 
über den Einſpruch, über welchen die Betheiligten vorab zu hören find, ſteht der 
Amtsverſammlung zu. a 
Im Aebrigen prüft die Amtsverſammlung die Legitimation ihrer Mitglieder 
von Amtswegen und beſchließt darüber. N 
Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung, wenn es 
ſich ergiebt, daß die für die Wählbarkeit vorgeſchriebene Bedingung nicht vor⸗ 
handen geweſen iſt, oder wenn dieſe Bedingung gänzlich oder zeitweiſe aufhört. 
Die Amtsverſammlung hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer Fälle ein⸗ 
getreten iſt. . ser 
Gegen die nach Maßgabe der vorftehenden Beſtimmungen gefaßten Beſchlüſſe 
findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Die 
Klage hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. 
Für das Streitverfahren kann die Amtsverſammlung einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. i 5 i 
Die Namen der Gewählten ſind durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


Zweiter Unterabſchnitt. 
Von den Verſammlungen und Geſchäften der Amtsverſammlung. 
$. 25. 
Geſchäfte der Amts, Die Amtsverſammlung iſt berufen, den Amtsverband zu vertreten, über 
een die Angelegenheiten desſelben nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes ſowie über 
; diejenigen Gegenſtände zu berathen und zu beſchließen, welche ihm zu dieſem 
Behufe durch Geſetz oder Königliche Verordnung ($. 27) überwieſen werden. 


$. 26. 
b) Im Beſonderen. Insbeſondere iſt die Amtsverſammlung befugt: 
. 1. nach Maßgabe des $. 11 ſtatutariſche und reglementariſche Anordnungen 
zu treffen; | 
2. zu beſtimmen, in welcher Weiſe Staatspräſtationen, welche durch die 
Oberamtsbezirke aufzubringen ſind und deren Aufbringungsweiſe nicht 
ſchon durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt, vertheilt werden ſollen; 
3. Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Intereſſe des 
Amtsverbandes zu beſchließen und zu dieſem Behufe 
über das dem Amtsverbande gehörige Grund⸗ beziehungsweiſe 
Kapitalvermögen zu verfügen, Anleihen aufzunehmen, die Amts⸗ 
angehörigen mit Amtsabgaben zu belaſten und den Vertheilungs⸗ 
und Aufbringungsmaßſtab der Amtsabgaben ($. 7a) feitzuftellen; 


h 
F 


ee) 


4. Mehr: oder Minderbelaftungen einzelner Theile der Amtsbezirke nach 
Maßgabe des F. 9 zu beſchließen; 

5. den Amtshaushälts⸗Etat feſtzuſtellen und hinſichtlich der Jahresrechnung 
Decharge zu ertheilen ($$. 37 und 39); 

6. die Grundſätze feſtzuſtellen, nach welchen die Verwaltung des dem 
Amtsverbande gehörigen Grund⸗ und Kapitalvermögens ſowie der 
Amtseinrichtungen und Anſtalten zu erfolgen hat; 

7. die Einrichtung von Aemtern des Amtsverbandes zu beſchließen, die 
Zahl und Beſoldung der Beamten zu beſtimmen; 

8. die Wahlen zum Amtsausſchuſſe ($. 40) und zu den durch das Geſetz 
für Zwecke der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Kom⸗ 
miſſionen zu vollziehen ſowie beſondere Kommiſſionen und Kommiſſare 
für Zwecke der Amts-Kommunalverwaltung zu beſtellen. 5 

Für die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Beſtimmungen des 
dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements. Gegen das ſtattgehabte 
Wahlverfahren kann jedes Mitglied der Amtsverſammlung Einſpruch 
bei dem Vorſitzenden erheben. Die endgültige Beſchlußfaſſung über 
den Einſpruch ſteht der Amtsverſammlung zu; 

9. Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, die ihr zu dieſem 
Behufe von den Staatsbehörden überwieſen werden; 

10. die durch Geſetz ihr übertragenen ſonſtigen Geſchäfte wahrzunehmen. 


. 

Die Verfügung über die den Oberamtsbezirken ſchon gegenwärtig gehörigen, Verfügung über be 
Fonds ſowie über die Jagdſcheingebühren ($. 4 Abſ. 4 des Jagdſcheingeſetzes h 
vom 31. Juli 1895, Geſetz-Samml. S. 304) ſteht den Amtsverſammlungen zu. 

Ueber die Verwaltung und Verwendung der für die ehemaligen Oberamts⸗ 
bezirke Sigmaringen, Wald und Oſtrach ſowie für den Oberamtsbezirk Haiger⸗ 
loch beſtehenden Armenfonds beſtimmt eine nach Anhörung der betreffenden Ober⸗ 
amts⸗Armenkommiſſionen und der Amtsverſammlungen zu erlaſſende Königliche 
Verordnung. 

| $. 28. 

Der Oberamtmann beruft die Amtsverſammlung, führt in derſelben den Berufung 91 8 
Vorſitz, leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung in der Verſamm⸗ enen de 
lung. Iſt der Oberamtmann verhindert, ſo geht der Vorſitz auf feinen Stell- lungen in derſelben. 
vertreter über; iſt dieſes der Oberamtsſekretär, ſo führt nicht dieſer, ſondern der 
hierzu von dem Regierungspräſidenten zu beſtimmende Oberamtmann eines 
benachbarten Bezirkes den Vorſitz. 

Mit Ausnahme dringender Fälle, in welchen die Friſt bis zu drei Tagen 
abgekürzt werden darf, muß die Einladung ſämmtlichen Mitgliedern der Amts- 
verſammlung mindeſtens acht Tage vorher zugeſtellt werden. In dem Ein⸗ 
ladungsſchreiben ſind die zu verhandelnden Gegenſtände anzugeben. Gegenſtände, 
welche darin nicht aufgenommen ſind, können zwar zur Berathung gelangen, 

: 9 


Se 3 


die Faſſung eines bindenden Beſchluſſes über dieſelben darf jedoch erſt in der 
nächſten Amtsverſammlung erfolgen. 

Anträge von Mitgliedern auf Berathung einzelner Gegenſtände ſind bei 
dem Oberamtmann anzubringen und in die Einladung zur nächſten Amtsver⸗ 
ſammlung aufzunehmen, inſofern ſie vor Erlaß der Einladungsſchreiben eingehen. 

Der Oberamtmann iſt verpflichtet, jährlich wenigſtens eine Amtsverſamm⸗ 
lung anzuberaumen, außerdem aber iſt er hierzu berechtigt, ſo oft es die Geſchäfte 
erfordern. Die Zuſammenberufung der Amtsverfammlung muß erfolgen, ſobald 
dieſelbe von einem Drittel der Mitglieder oder von dem Amtsausſchuſſe ver⸗ 
langt wird. 

Von einer jeden anzuberaumenden Amtsverſammlung hat der Oberamt⸗ 
mann dem Regierungspräſidenten unter Einſendung einer Abſchrift des Ein⸗ 
ladungsſchreibens Anzeige zu machen. 


F. 29. 

Abfaſſung beſon, Soll von der Amtsverſammlung über die Feſtſetzung des Abgabenverthei⸗ 
fir bie Snttoberfunm. lungsmaßſtabes in Gemäßheit des Abſ. 2 des F. 7a, über Mehr⸗ oder Minder⸗ 
lung und Sufellung belaftung einzelner Theile des Amtsbezirkes in Gemäßheit des §. 9 oder über 
gilde an die Dit ſolche Gegenſtände Beſchluß gefaßt werden „welche Ausgaben nothwendig machen, 

die nicht ſchon auf einer geſetzlichen Verpflichtung des Amtsverbandes beruhen, 
ſo iſt ein ausführlicher Vorſchlag zu dem Beſchluſſe, welcher über 
a) den Zweck desſelben, 
b) die Art der Ausführung, 
e) die Summe der zu verwendenden Koſten, 
d) die Aufbringungsweiſe 
das Nöthige enthält, von dem Amtsausſchuß auszuarbeiten und jedem Mitgliede 
mindeſtens 14 Tage vor Abhaltung der Amtsverſammlung ſchriftlich zuzuſtellen. 
Die Friſt darf bis zu drei Tagen abgekürzt werden, wenn einem Nothſtande 
vorgebeugt oder abgeholfen werden ſoll. 


$. 30. 
en Die Sitzungen der Amtsverſammlung ſind öffentlich. Für einzelne Gegen⸗ 
nan "fände kann durch einen in geheimer Sitzung zu faſſenden Beſchluß der Ver⸗ 


ſammlung die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 


3 
Beſchlußfähigleit Die Amtsverſammlung kann nur beſchließen „wenn mehr als die Hälfte 
fm der Mitglieder anweſend iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn die 
Mitglieder, zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand 
berufen, dennoch nicht in beſchlußfähiger Anzahl erſchienen ſind. 
Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich 
hingewieſen werden. 5 


= 989, 

An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen des Amtsverbandes Ausſchluß von den 
darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Amtsverbandes Age 
in Widerſpruch ſteht. ae 11 

$. 33. 7 Intereſſes. 

Die Mitglieder des Amtsausſchuſſes, welche nicht Mitglieder der Amts⸗ 
verſammlung ſind, werden zu den Amtsverſammlungen eingeladen und haben in 
denſelben berathende Stimme. 

$. 34. 

Die Beſchlüſſe der Amtsverſammlung werden nach Mehrheit der Stimmen Faſſung ber Be 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. ersma 

Zu einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung der Amts- ſoluter und Zwei, 
angehörigen ohne eine geſetzliche Verpflichtung oder eine Veräußerung von Grund- ittel- Stinmenmepe 
oder Kapitalvermögen des Amtsverbandes bewirkt oder eine Veränderung des 
feſtgeſtellten Vertheilungsmaßſtabes für die Amtsabgaben eingeführt werden ſoll, 
iſt jedoch eine Stimmenmehrheit von mindeſtens zwei Dritteln der Abſtimmenden 
erforderlich. 

| $. 35, 


Ueber die Beſchlüſſe der Amtsverſammlung iſt eine beſondere Verhandlung _Asfafung und Ber- 
aufzunehmen, in welcher die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder fentlihung der Pro, 
aufgeführt werden müſſen. Dieſe Verhandlung wird von dem Vorſitzenden und ſammlung. 
von wenigſtens drei Mitgliedern vollzogen, welche zu dieſem Behufe von der | 
Verſammlung vor dem Beginne der Verhandlung zu beſtimmen und in letzterer 
aufzuführen ſind. 

Ueber die Wahl eines Protokollführers und die Formen der Verhandlung 
beſtimmt im Uebrigen die von der Amtsverſammlung zu beſchließende Geſchäfts⸗ 
ordnung. 5 

Der Inhalt der Beſchlüſſe der Amtsverſammlung iſt, ſofern dieſelbe nicht 
in einem einzelnen Falle etwas Anderes beſchließt, in einer von ihr zu 
beſtimmenden Weiſe zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

$. 36, 

Petitionen und Eingaben, welche Namens der Amtsverſammlung in Bezug Usfanung von Per 
auf die ihrer Beſchlußnahme unterliegenden Angelegenheiten ($$. 25 bis 27) er namen 
überreicht werden ſollen, müſſen in der Amtsverſammlung ſelbſt berathen und lung. 
vollzogen werden, daß dies geſchehen, iſt in dergleichen Eingaben ausdrücklich zu 
bemerken. 

Dritter Unterabſchnitt. 
Von dem Amtshaushalte. 
SER 
Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, welche ſich im voraus beſtimmen Aufſtellung und ger 


laſſen, entwirft der Amtsausſchuß jährlich einen Haushalts⸗Etat, welcher von der Hanh 


Reviſion der Amts 
kaſſe. 0 


Stellung des Amts⸗ 
ausſchuſſes im Allge⸗ 
meinen. 


Zuſammenſ etzung 
desſelben. 


u 


Amtsverſammlung feſtgeſtellt und 1 in a or wie die Beſchlüſſe 
der Amtsverſammlung veröffentlicht wird. 

Bei Vorlage des Haushalts⸗Etats hat der Amtsausſchuß der Amtsver⸗ 
ſammlung über die Verwaltung und den Stand der Amts⸗Kommunalangelegen⸗ 
heiten Bericht zu erſtatten. 

Eine Abſchrift des Etats und des Verwaltungsberichts wird nach erfolgter 
Feſtſtellung des erſteren ſofort dem Regierungspräſidenten überreicht. Ausgaben, 
welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, bedürfen der Genehmigung der 
Amtsverſammlung. 8 

F. 38. 

Die Amtskaſſe muß an einem beſtimmten Tage in jedem Monate regel⸗ 
mäßig und mindeſtens ein Mal im Jahre außerordentlich revidirt werden. Die 
Reviſionen werden von dem Vorſitzenden des Amtsausſchuſſes vorgenommen. 

Bei den außerordentlichen Reviſionen iſt ein von dem Amtsausſchuſſe zu 
beſtimmendes Mitglied desſelben hinzuzuziehen. 


$. 38a. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt, an Stelle der Aufſichtsbehörde, über die 
Feſtſtellung und den Erſatz von Defekten der Beamten des Amtsverbandes nach 
Maßgabe der Verordnung vom 24. Januar 1844. 

Der Beſchluß iſt, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs, endgültig. 


$. 39. 


Die Jahresrechnung iſt von dem Rendanten der Amtskaſſe innerhalb der 
erſten vier Monate nach Schluß des Rechnungsjahrs zu legen und dem Amts⸗ 
ausſchuß einzureichen. Dieſer hat die Rechnung zu revidiren und ſolche mit ſeinen 
Erinnerungen und Bemerkungen der Amtsverſammlung zur Prüfung, Feſtſtellung 
und Entlaſtung vorzulegen und deninächſt einen Rechnungsauszug zu veröffent⸗ 
lichen. Die Amtsverſammlung iſt befugt, dieſe Prüfung durch eine hiermit zu 
beauftragende Kommiſſion bewirken zu laſſen. Eine Abſchrift des Feſtſtellungs⸗ 
beſchluſß es iſt ſofort dem Regierungspräſidenten einzureichen. 


Vierter Unterabſchuitt. 
Von dem Amtsausſchuſſe, ſeiner Zuſammenſetzung und ſeinen Geſchäften. 
F. 40. 

Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Amtsverbandes und 
der Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen Landesverwaltung wird ein 
Amtsausſchuß beſtellt. 

. 

Der Amtsausſchuß beſteht aus dem Oberamtmann und vier Mitgliedern, 
welche von der Amtsverſammlung aus der Zahl der Amtsangehörigen gewählt 
werden. Für die Wählbarkeit gelten die im §. 18 gegebenen Beſtimmungen. 


„„ 
$. 42. 

Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maß⸗ 
gäbe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedschaft im Ausſchuſſe bis zur 
Wahl des Nachfolgers fortdauert. 

Alle drei Jahre ſcheiden zwei Mitglieder aus. Die das erſte Mal Aus⸗ 
ſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausgeſchiedenen können wieder 
gewählt werden. 

Jede Wahl verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören der für die Wähl⸗ 
barkeit vorgeſchriebenen Bedingung. Der Amtsausſchuß hat darüber zu beſchließen, 
ob dieſer Fall eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Amtsausſchuſſes findet 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Die Klage 
ſteht auch dem Vorſitzenden des Amtsausſchuſſes zu. Dieſelbe hat keine auf⸗ 


ſchiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen Entſcheidung Erſatzwahlen | 


Amtsdauer und Ver⸗ 


eibigung der eee 
mitglieder. 


nicht ftattfinden. Für das Streitverfahren kann der Amtsausſchuß einen beſonn 


deren Vertreter beſtellen. 

Die Ausſchußmitglieder werden vom Vorſitzenden vereidigt. Sie können 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des F. 39 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) im Wege des 
Disziplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben werden. 


f $. 43. 
155 Amtsausſchuß hat 

die Beſchlüſſe der Amtsverſammlung vorzubereiten und auszuführen, 
ſoweit damit nicht beſondere Kommiſſionen, Kommiſſarien oder Beamte 
durch Geſetz oder Beſchluß der Amtsverſammlung beauftragt werden; 

2. die Angelegenheiten des Amtsverbandes nach Maßgabe der Geſetze und 
der Beſchlüſſe der Amtsverſammlung ſowie in Gemäßheit des von 
dieſer feſtzuſtellenden Haushalts⸗Etats zu verwalten; 


Geſchäfte des Amts, 


ausſchuſſes. 


3. die Beamten des Amtsverbandes zu ernennen und deren Geſchäfts⸗ a 


führung zu leiten und zu beaufſichtigen. Hinſichtlich der Beſetzung der 
Beamtenſtellen mit Militäranwärtern gilt das Geſetz, betreffend die 
Beſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen in der Verwaltung 
der Kommunalverbände mit Militäranwärtern, vom 21. Juli 1892 
(Geſetz-Samml. S. 214); 
4. fein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, welche ihm zu dieſem 
Behufe von den Staatsbehörden überwieſen werden; 
Jan Stelle der nach F. 71 des Geſetzes vom 8. März 1871, betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 
(Geſetz⸗Samml. S. 130 ff.), für jeden Oberamtsbezirk gebildeten Kom⸗ 
miſſion über Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden im ſchiedsrichter⸗ 
lichen oder ſühneamtlichen Vermittelungsverfahren zu beſchließen; 
die ihm noch weiterhin geſetzlich zu übertragenden Geſchäfte der allge 
meinen Landesverwaltung zu führen. 


A 


6. 


— 


Der Oberamtmann 
als Vorſitzender des 
Amtsausſchuſſes. 


Verwaltung der lau⸗ 
fenden Geſchäfte des 
Amtsausſchuſſes durch 
ben Vorſitzenden bed» 
ſelben. 


Geſchäftsordnung 
des Amtsausſchuſſes. 


ee 


F. 44. 

Der Oberamtmann leitet und benufftchtigt den Geſchäftsgang des Aus⸗ 
ſchuſſes und ſorgt für die prompte Erledigung der Geſthäfte. 

Der Oberamtmann beruft den Amtsausſchuß und führt in demſelben den 
Vorſitz mit vollem Stimmrechte. Iſt der Oberamtmann verhindert, ſo geht der 
Vorſitz auf ſeinen Stellvertreter über. 

Iſt dieſes der Oberamtsſekretär, ſo führt nicht dieſer, ſondern der hierzu 
von dem Regierungspräſidenten zu beſtimmende Oberamtmann eines benachbarten 
Bezirkes den Vorſitz. 

F. 45. 

Der Oberamtmann führt die laufenden Geſchäfte der dem Ausſchuß über⸗ 
tragenen Verwaltung. Er bereitet die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes vor und trägt 
für die Ausführung derſelben Sorge. Er kann die felbftändige Bearbeitung 
einzelner Angelegenheiten einem Mitgliede des Ausſchuſſes übertragen. 

Er vertritt den Amtsausſchuß nach Außen, verhandelt Namens desſelben 
mit Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle 
Schriftſtücke Namens des Ausſchuſſes. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Amtsverband gegen Dritte ver⸗ 
pflichten ſollen, ingleichen Vollmachten müſſen unter Anführung des betreffenden 
Beſchluſſes der Amtsverſammlung, beziehungsweiſe des Amtsausſchuſſes, von dem 
Oberamtmann und zwei Mitgliedern des Amtsausſchuſſes, beziehungsweiſe der 
mit der Angelegenheit betrauten Amtskommiſſion, unterſchrieben und mit dem 
Siegel des Oberamtmanns verſehen ſein. 


F. 46. 

Die Anweſenheit dreier Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden, genügt 
für die Beſchlußfähigkeit des Amtsausſchuſſes. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt eine gerade 
Zahl von Mitgliedern anweſend, ſo nimmt das dem Lebensalter nach jüngſte 
gewählte Mitglied an der Abſtimmung keinen Antheil. 

Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Amts⸗ 
ausſchuſſes oder deren Verwandte und Verſchpzägerte in auf⸗ oder abſteigender 
Linie oder bis zu dem dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der 
Berathung und Entſcheidung nicht theilnehmen. Ebenſowenig dürfen die Mit⸗ 
glieder des Amtsausſchuſſes bei der Berathung und Entſcheidung ſolcher Ange⸗ 
legenheiten mitwirken, in welchen ſie in anderer als öffentlicher Eigenſchaft ein 
Gutachten abgegeben haben oder in anderer als öffentlicher Eigenſchaft thätig 
geweſen find. Wird dadurch ein Amtsausſchuß beſchlußunfähig, fo erfolgt, ſo⸗ 
weit es fi) um Amtskommunalangelegenheiten handelt, die Beſchlußfaſſung durch 
die Amtsverſammlung. Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei den Amts⸗ 
ausſchüſſen durch Regulative geordnet, welche der Miniſter des Innern erläßt. 


EB 


$. 47. 


Die Beamten des Amtsverbandes haben die Rechte und Pflichten mittel- Dienſtliche Verhälk. 
barer Staatsbeamten. a) 
| Sie werden von dem Oberamtmanne vereidigt und in ihre Aemter ein⸗ 
geführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsanweiſung von dem Amtsausſchuſſe. Auf 
iihre Anſtellung und Verſorgung findet das Geſetz, betreffend die Anſtellung und 
Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Geſetz-Samml. S. 141) 
entſprechende Anwendung. 
Hinſichtlich der Dienſtvergehen der Beamten des Amtsverbandes finden die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465) mit fol⸗ 
genden Maßgaben Anwendung: 


1. Ueber die Verhängung von Ordnungsſtrafen beſchließt im Umfange 
des den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungsſtrafrechts der Amts⸗ 
ausſchuß und im Umfange des dem Miniſter beigelegten Ordnungs⸗ 
ſtrafrechts der Regierungspräſident. 

Gegen den Beſchluß des Amtsausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß und gegen deſſen Be⸗ 
ſchluß ſowie gegen die Strafverfügung des Regierungspräſidenten inner⸗ 
halb der gleichen Friſt die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ftatt, 

2. In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren wird 
die Einleitung des Diziplinarverfahrens von dem Oberamtmann oder 
von dem Regierungspräſidenten verfügt und von demſelben der Unter⸗ 
ſuchungskommiſſar ſowie der Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die 
erſte Inſtanz ernannt. 

Die entſcheidende Behörde erſter Inſtanz iſt der Amtsausſchuß, 
die entſcheidende Behörde zweiter Inſtanz das Oberverwaltungsgericht. 
Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Oberverwaltungsgerichte 
wird von dem Miniſter des Innern ernannt. 


Fünfter Unterabſchnitt. 
Von den Amtskommiſſionen. 


$. 48. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Amts⸗ 
inſtitute ſowie für die Wahrnehmung einzelner Amtsangelegenheiten kann die 
Amtsverſammlung nach Bedürfniß beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare 
aus der Zahl der Amtsangehörigen beſtellen, welche ihre Geſchäfte unter der 
Leitung des Oberamtmanns beſorgen. 

Der Oberamtmann iſt befugt, jederzeit den Berathungen der Amts⸗ 
kommiſſionen beizuwohnen und dabei den Vorſitz mit vollem Stimmrechte zu 
übernehmen. 

Geſetz⸗Samml. 1900. (Nr. 10232.) 62 


Landesangehörige. 


Rechte und Pflichten 


der Landesangehöri⸗ 
gen. 


Vertheilung und 
Aufbringung der 
Landeskommunal⸗ 
abgaben. 


„ 8940, — 


Zweiter Titel. 
Von dem Landeskommunalverbande der Hohenzollernſchen Lande. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Grundlagen der Verfaſſung des Landeskommunalverbandes. 
F 49. 
Die Hohenzollernſchen Lande bilden nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes 
einen mit den Rechten einer Korporation ausgeſtatteten Landeskommunalverband 
zur Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten. 


$. 50. 
Die Angehörigen der einzelnen Amtsverbände find zugleich Angehörige des 
Landeskommunalverbandes. 
$. 51. 

Hinfichtlich der Berechtigung der Landesangehörigen zur Theilnahme an 
der Verwaltung und Vertretung ſowie zur Mitbenutzung der öffentlichen Ein- 
richtungen und Anſtalten des Landeskommunalverbandes, hinſichtlich der Ver⸗ 
pflichtung zur Uebernahme und der Gründe für die Ablehnung unbeſoldeter 
Aemter in der Verwaltung und Vertretung des Landeskommunalverbandes ſowie 
hinſichtlich der Verpflichtung, zur Befriedigung der Bedürfniſſe des Landes⸗ 
kommunalverbandes Abgaben aufzubringen, finden die Vorſchriften der §§. 4, 5 
und 6 mit folgenden Maßgaben entſprechende Anwendung: 

1. an die Stelle der Amtsverſammlung tritt der Kommunallandtag, an 

die Stelle des Amtsausſchuſſes der Landesausſchuß 

2. ſtatt einer Erhöhung der Amtsabgaben kann eine Erhöhung der Landes⸗ 

kommunalabgaben beſchloſſen werden. ö 


Wr 

Die Landeskommunalabgaben werden auf die einzelnen Amtsverbände nach 
dem im $. 7 Abf. 1 vorgeſchriebenen Maßſtabe vertheilt; die Abſätze 2 bis 5 des 
§. 7, die $$. 9a und Ib find auch für die Vertheilung der Landeskommunal⸗ 
abgaben maßgebend. 

In den einzelnen Amtsverbänden erfolgt die Aufbringung der auf ſie 
treffenden Antheile an den Landeskommunalabgaben gleich den übrigen Amts⸗ 
abgaben. b ö N | 
$. 52a. 


Mehr, oder Minder⸗ Sofern es ſich um Einrichtungen für den Landeskommunalverband handelt, 


belaſtung einzelner 
Theile des Landes» 


welche in beſonders hervorragendem oder in beſonders geringem Maße einzelnen 


tommunalverbandes. Theilen desſelben zu gute kommen, kann der Kommunallandtag beſchließen, für 


die betreffenden Amtsverbände eine Mehr- oder Minderbelaſtung eintreten zu laſſen. 


rte 


„„ 


Die Mehrbelaſtung kann nach Maßgabe der Beſchlüſſe des Kommunallandtags 
durch Naturalleiſtungen erſetzt werden. 


§. 52 b. 

Die Vertheilung der Landeskommunalabgaben auf die einzelnen Amts⸗ 
verbände liegt dem Landesausſchuß ob. 

Der Betrag der von dem Kommunallandtag ausgeſchriebenen Landes⸗ 
kommunalabgaben ſowie die Vertheilung desſelben auf die Amtsverbände ſind 
durch das Amtsblatt öffentlich bekannt zu machen. In dem Ausſchreiben iſt der 
Bedarf für Verkehrsanlagen beſonders anzugeben. In Betreff der Aufbringung 
dieſes Theiles der Landeskommunalabgaben von Seiten der Amtsverbände gelten 
die Vorſchriften des $. 74 Abſ. 2 Satz 2. - 


$. 53. 

Reklamationen der Amtsverbände gegen die Vertheilung der Landeskom⸗ Nellamationen 
munalabgaben unterliegen der Beſchlußfaſſung des Landesausſchuſſes. eb bende ee 

Die Reklamationen find innerhalb einer Friſt von vier Wochen nach er⸗ abgaben. 
folgter Bekanntmachung der Abgabenbeträge bei dem Landesausſchuß anzubringen. 

Gegen den Beſchluß des Landesausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

Die Reklamationen ſowie die Klagen haben keine aufſchiebende Wirkung. 


§. 54. 
Hinſichtlich der von dem Kommunallandtage für den Landeskommunal⸗ Statuten und Re⸗ 
verband zu beſchließenden Statuten und Reglements gelten die Vorſchriften Be 


des H. 11 verband. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Vertretung und Verwaltung des Landeskommunalverbandes. 


Erſter Unterabſchnitt. 
Von der Zuſammenſetzung des Kommunallandtags. 


$. 55. 
Die Vertretung des Landeskommunalverbandes (der Kommunallandtag) Sad! ber Mitglicher 
beſteht aus: a 

1. dem Fürſten zu Hohenzollern, als Beſitzer des Fürſtlich Hohenzollernſchen 
Domanialguts, 

2. dem Fürſten von Fürſtenberg, als Beſitzer der Herrſchaften Jungnau 
und Trochtelfingen, ſowie dem Fürſten von Thurn und Taxis, als Be⸗ 
ſizer der Herrſchaft Oſtrach mit zuſammen Einer Stimme; 

3. je einem Abgeordneten der Städte Sigmaringen und Hechingen, 
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EBD > 
4. zwölf Abgeordneten der übrigen Gemeinden der Hohenzollernſchen Lande, 
von denen jeder der vier Oberamtsbezirke je drei Abgeordnete zu ent⸗ 
ſenden hat. s 
$. 56. 


Vertretung der Die im §F. 55 zu 1 und 2 genannten Fürſten können ſich nach Muß 
UNS gabe der Beſtimmungen des F. 13 vertreten laſſen. 
F. 57. 
se Die Abgeordneten der Städte Sigmaringen und Hechingen werden nach 
neten der Städte Sig⸗ 5 SER 1 5 vg 
maringen und Hechin⸗ Maßgabe der SS. 17 Abſ. J, 21 gewählt. 
gen. 
ee 
Wahl der Abgeord⸗ Die Wahl der Abgeordneten der übrigen Gemeinden eines jeden Oberamts⸗ 


meiden. beigen Oe, bezirkes erfolgt durch die Amtsverſammlung, mit Ausſchluß des Fürſten zu Hohen⸗ 
zollern und der Vertreter der Städte Sigmaringen und Hechingen, nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchrift des §. 21. 
9 
Mählbarkeit, Dauer Hinſichtlich der Wählbarkeit zum Mitgliede des Kommunallandtags, hin⸗ 
= ie ich lich der Dauer der Wahlperiode der Abgeordneten, hinſichtlich der Ergänzungs⸗ 
Konmunallandtags. und Erſatzwahlen, hinſichtlich der Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahlen 
finden die Vorſchriften der $$. 18, 22, 23 und 24 mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß 
1. an die Stelle des Oberamtmanns der Vorſitzende des Kommunalland⸗ 
tags, an die Stelle der Amtsverſammlung der Kommunallandtag, an 
die Stelle des Amtsausſchuſſes der Landesausſchuß, an die Stelle des 
Bezirksausſchuſſes das Oberverwaltungsgericht und an die Stelle des 
Amtsangehörigen der Landesangehörige tritt und 
2. die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung des Kommunallandtags alle 
drei Jahre im Monat Dezember ſtattfinden, ſofern nicht durch ſtatu⸗ 
tariſche Anordnung des Kommunallandtags ein anderer Termin be— 
ſtimmt wird. 


Zweiter Unterabſchnitt. 
Von den Verſammlungen und Geſchäften des Kommunallandtags. 
F. 60. 

Geſchäfte des Kom, Der Kommunallandtag iſt berufen, über die Einführung, Abänderung oder 
e Aufhebung von Geſetzen, welche die Hohenzollernſchen Lande ausſchließlich be⸗ 
> treffen, fein Gutachten abzugeben und über die Angelegenheiten des Landes— 
kommunalverbandes nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes ſowie über diejenigen 
Gegenſtände zu berathen und zu beſchließen, welche ihm zu dieſem Behufe durch 

Geſetz oder Königliche Verordnung (F. 61 Nr. 7 und 9) überwieſen werden. 


8 


= 


1 


„ > 
$. 61. 


Insbeſondere ift der Kommunallandtag befugt: 


nach Maßgabe des F. 54 ſtatutariſche und reglementariſche Anordnungen 
zu treffen, 


zu beſtimmen, in welcher Weiſe Staatspräſtationen, welche durch den 


Landeskommunalverband aufzubringen ſind, und deren Aufbringungs⸗ 
weiſe nicht ſchon durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt, vertheilt werden 
ſollen 


Ausgaben zur Erfüllung einer Verpflichtung oder im Intereſſe des 


Landeskommunalverbandes zu beſchließen und zu dieſem Behuf 
über die Verwendung der dem Landeskommunalverband aus der 
Staatskaſſe überwieſenen Jahresrenten und Fonds, über das dem 
Landeskommunalverbande gehörige Grund, beziehungsweiſe Kapital⸗ 
vermögen zu verfügen, Anleihen aufzunehmen und die Amts⸗ 
verbände mit Beiträgen zu belaſten ($. 52); 


über die Einrichtung des Rechnungs- und Kaſſenweſens zu beſchließen, 


den Haushalts⸗Etat feſtzuſtellen und hinſichtlich der Jahresrechnung 
Decharge zu ertheilen. Der Haushalts⸗Etat ſowie ein Auszug aus 
der Jahresrechnung ſind zur öffentlichen Kenntniß zu bringen; 


die Grundſätze feſtzuſtellen, nach welchen die Verwaltung des dem 


Landeskommunalverbande gehörigen Grund- und Kapitalvermögens 


ſowie der Einrichtungen und Anſtalten des Verbandes zu erfolgen hat; 


die Einrichtung von Aemtern des Landeskommunalverbandes zu be⸗ 


ſchließen, die Zahl und Beſoldung der Beamten zu beſtimmen; 


„die Angelegenheiten des Landarmenverbandes des Regierungsbezirkes 


Sigmaringen nach Maßgabe der auf Grund der 98. 28 und 71 des 
Geſetzes vom 8. März 1871 Geſetz-Samml. S. 130 ff.) erlaſſenen 
Königlichen Verordnung vom 16. September 1874 (Geſetz-Samml. 
S. 311) zu verwalten; 


das Intereſſe der Verſicherten bei der Feuerverſicherungsgeſellſchaft für 


die Hohenzollernſchen Lande nach §. 1 des Geſetzes vom 14. Mai 1855 
(Geſetz-Samml. S. 301) zu vertreten; 


bei der Verwaltung und Beaufſichtigung der Spar- und Leihkaſſe für 


10. 


die Hohenzollernſchen Lande und des Fürſt Karl-Landesſpitals zu 
Sigmaringen nach näherer Vorſchrift der zu erlaſſenden Königlichen 
Verordnungen mitzuwirken, 
die Wahlen der Mitglieder des Landesausſchuſſes und nach Maßgabe 
der beſonderen Beſtimmungen die Wahlen zu den für Zwecke der all⸗ 
gemeinen Landesverwaltung angeordneten Behörden und Kommiſſionen 
zu vollziehen ſowie befondere Kommiſſionen und Kommiſſare für Zwecke 
der Landeskommunalverwaltung zu beſtellen. 

Auf dieſe Wahlen findet $. 26 Ziffer 8 Abſ. 2 entſprechende Ans 
wendung; 


b) Im Beſonderen. 


ea 


11. Bitten und Vefhwerden, welche die Hohenzollernſchen Lande oder ein⸗ 
zelne Theile derſelben betreffen, an die Staatsregierung zu richten 
12. Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, die ihm zu dieſem 

Behufe von den Staatsbehörden überwieſen werden; f 
13. die durch Geſetz ihm übertragenen ſonſtigen Geſchäfte wahrzunehmen. 


F. 62. 
Berufung des Kom. Der Kommunallandtag wird, ſo oft es das Bedürfniß erfordert, durch 
wunallandtags. den König berufen. 
Die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung ſowie der Schluß des 
Kommunallandtags erfolgt durch den Präſidenten der Regierung zu Sigmaringen 
als Königlichen Kommiſſarius oder den für ihn in dieſer Eigenſchaft ernannten 
Stellvertreter. 
$. 63. 
Stellung des König. Der Königliche Kommiſſarius iſt die Mittelsperſon bei allen Verhandlungen 
gehender ben Jaan der Staatsbehörden mit dem Kommunallandtag; an ihn hat ſich der Kommunal- 
munallandtage. landtag wegen jeder Auskunft oder wegen der Materialien, deren er für ſeine 
Geſchäfte bedarf, zu wenden. Der Kommiſſarius theilt dem Kommunallandtage 
die Vorlagen der Staatsregierung mit und empfängt die von ihm abzugebenden 
Erklärungen und Gutachten. 
Der Königliche Kommiſſarius ſowie die zu ſeiner Vertretung oder Unter⸗ 
ſtützung abgeordneten Staatsbeamten ſind befugt, den Sitzungen des Kommunal⸗ 


landtags beizuwohnen und müſſen auf Verlangen zu jeder Zeit gehört werden. 


§. 64. 
, Unter dem Vorſitze des an Jahren älteſten Mitglieds, welchem die beiden 
Landtags und des jüngſten Mitglieder als Schriftführer und Stimmzähler zur Seite ſtehen, wählt 
Slellbaltreters des, der Kommunallandtag nach den Vorſchriften der SS. 3 bis 8 des dieſem Geſetze 
De beigefügten Wahlreglements einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter auf die 
Dauer der Wahlperiode. 
Die Wahl des Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters bedarf der Beſtätigung 


des Königs. 
655 
Geſchäftsordnung Der Vorſitzende hat die Verhandlungen zu leiten und die Ordnung in der 
ss. e Verſammlung aufrecht zu erhalten. 
i Im Uebrigen regelt der Kommunallandtag ſeinen Geſchäftsgang durch eine 
Geſchäftsordnung. 
$. 66. 
Oeffentlichkeit der Hinſichtlich der Oeffentlichkeit der Sitzungen des Kommunallandtags gelten 
Siyungen, ane Kom die Vorſchriften des H. 30. 


munallandtags. 


= 


$. 67. 
Der Kommunallandtag kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte Berstupfäpigteit bes 
f falt ; ommt 7 
ſeiner Mitglieder anweſend iſt. Faſung der Befe)läffe 


Die Beſchlüſſe des Kommunallandtags werden nach Mehrheit der Stimmen nach abſoluter und 
gefaßt; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Zu einem Be⸗ eh he 
ſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung des Landeskommunalverbandes ohne 
eine geſetzliche Verpflichtung oder eine Veräußerung von Grund⸗ oder Kapital⸗ 
vermögen desſelben bewirkt werden ſoll, iſt jedoch eine Stimmenmehrheit von 
mindeſtens zwei Dritteln der Abſtimmenden erforderlich. 


$. 68. 
Die Beſtimmung des F. 32 wegen Ausſchluſſes der Mitglieder der Amts⸗ 
verſammlung von den Berathungen der letzteren wegen perſönlichen Intereſſes 
findet auf die Mitglieder des Kommunallandtags gleichmäßige Anwendung. 


Dritter Unterabſchnitt. 
Von dem Landesausſchuſſe, ſeiner Zuſammenſetzung und ſeinen Geſchäften. 


$. 69. 
Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Landeskommunal⸗ Stellung des Lan⸗ 
verbandes wird ein Landesausſchuß beſtellt. eee 


gemeinen. 
$. 70. i 

Der Landesausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des Kommunallandtags Zuſammenſetzung des 
und in deſſen Behinderung dem Stellvertreter desſelben ſowie aus vier Mitgliedern, Landesausſchuſſss 
von denen eines durch die drei Fürſten, beziehungsweiſe deren Bevollmächtigte, 
die drei anderen durch die übrigen Mitglieder des Kommunallandtags aus ihrer 
Mitte gewählt werden. 

Für das Ausſchußmitglied der Fürſten iſt ein Stellvertreter, für die drei 
übrigen Mitglieder aber ſind zwei Stellvertreter zu wählen, welche letztere für den 
Fall der Behinderung eines Mitglieds nach der durch die erhaltene Stimmen⸗ 
zahl und bei Stimmengleichheit durch das Loos zu beſtimmenden Reihenfolge 
eintreten. 

| $. 71. 7 

Die Wahl der Mitglieder des Landesausſchuſſes und deren Stellvertreter Amtsdauer unnd Ver, 
erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maßgabe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Erbin De 
Mitgliedſchaft im Ausſchuſſe bis zur Wahl des Nachfolgers fortdauert. Die ſchuſes. 
letztere Beſtimmung findet auch auf den Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter 
Anwendung. 8 

Alle drei Jahre ſcheiden zwei Mitglieder und abwechſelnd zwei und ein 
Stellvertreter aus. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos 
beſtimmt. Die Ausgeſchiedenen können wieder gewählt werden. 2 

Der Vorſitzende und die Mitglieder des Ausſchuſſes ſowie deren Stell⸗ 
vertreter werden durch den Königlichen Kommiſſarius vereidigt. i 


8 72. 
Geschäfte des Lan Der Landesausſchuß hat: 

N 1. die Beſchlüſſe des Kommunallandtags vorzubereiten und auszuführen, 
ſoweit damit nicht beſondere Kommiſſtonen, Kommiſſarien oder Beamte 
durch Geſetz oder Beſchluß des Kommunallandtags beauftragt werden, 
insbeſondere nach näherer Anordnung des letzteren den Haushalts⸗Etat 
aufzuſtellen und die Jahresrechnung zu revidiren; 

„die Angelegenheiten des Landeskommunalverbandes nach Maßgabe der 
Geſetze, der zu erlaſſenden Königlichen Verordnungen und der von dem 
Kommunallandtage zu beſchließenden Reglements ſowie in Gemäßheit 
des von dieſem feſtzuſtellenden Haushalts-Etats zu verwalten. 

Inwieweit im Uebrigen der Ausſchuß die Verwaltung ſelbſtändig 
zu führen oder die Beſchlußfaſſung des Kommunallandtags zu erwirken 
hat, wird, ſoweit die für die einzelnen Verwaltungszweige zu erlaſſenden 
Königlichen Verordnungen und Reglements darüber keine Beſtimmung 
treffen, durch Beſchluß des Kommunallandtags feſtgeſetzt; 

3. über die Ergebniſſe der Verwaltung dem Kommunallandtage Jahres: 
berichte zu erſtatten; 

4. nach Maßgabe der beſonderen Beſtimmungen und unter entſprechender 
Anwendung des F. 26 Ziffer 8 Abſ. 2 die Wahlen zu den für Zwecke 
der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten Behörden und Kom- 
miſſionen zu vollziehen ſowie die Beamten des Landeskommunal⸗ 
verbandes zu ernennen und deren Geſchäftsführung zu leiten und zu 
beaufſichtigen. 

Hinſichtlich der Beſetzung der Beamtenſtellen mit Militäranwärtern 
gilt das Geſetz, betreffend die Beſetzung der Subaltern- unt Unter: 
beamtenftellen in der Verwaltung der Kommunalverbände mit Militär⸗ 
anwärtern, vom 21. Juli 1892 (Geſetz⸗Samml. S. 214); 

5. ſein Gutachten über alle Angelegenheiten abzugeben, welche ihm zu 
dieſem Behufe von den Staatsbehörden überwieſen werden. 
SE 

Der Vorſihenbe des. Der Vorſitzende des Kommunallandtags und im Behinderungsfalle der 
Londesgusſchiſſes. Stellvertreter desſelben leitet und beaufſichtigt den Geſchäftsgang des Landesaus⸗ 

ſchuſſes und ſorgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. 
Er beruft den Ausſchuß und führt in demſelben den Vorſitz mit vollem 

Stimmrechte. 


e 


§. 74. 

Verwaltung, der Der Vorſitzende des Kommunallandtags führt die laufenden Geſchäfte der 
a ee dem Landesausſchuß übertragenen Verwaltung. Er bereitet die Beſchlüſſe des 
durch den Worſigenden Ausſchuſſes vor und trägt für die Ausführung derſelben Sorge. Er kann die 
besſelben. ſelbſtändige Bearbeitung einzelner Angelegenheiten einem Mitgliede des Aus⸗ 


> 


ſchuſſes übertragen. 
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Er vertritt den Ausſchuß nach Außen, verhandelt Namens desſelben mit 
Behörden und Privatperſonen, führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schrift⸗ 
ſtücke Namens des Ausſchuſſes. 
Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Landeskommunalverband gegen 
Dritte verpflichten follen, ingleichen Vollmachten müſſen, unter Anführung des 
betreffenden Beſchluſſes des Kommunallandtags beziehungsweiſe Landesausſchuſſes, 
von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Landesausſchuſſes beziehungsweiſe 
der mit der Angelegenheit betrauten Landeskommiſſion unterſchrieben und mit 
dem Siegel des letzteren verſehen ſein. 
$. 75. : 
Die Anweſenheit dreier Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden genügt, Gerhäftsernung 
für die Beſchlußfähigkeit des Landesausſchuſſes. F 
Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt eine gerade 
Zahl von Mitgliedern anweſend, ſo nimmt das dem Lebensalter nach jüngſte 
gewählte Mitglied an der Abſtimmung keinen Theil. 
Die Beſtimmungen im F. 46 Abſ. 3 Satz 1 bis 3 finden auf den Landes⸗ 
ausſchuß entſprechende Anwendung. 
Im Uebrigen regelt der Ausſchuß ſeinen Geſchäftsgang durch eine von 
ihm zu entwerfende, durch Beſchluß des Kommunallandtags feſtzuſtellende Ges 
ſchäftsordnung. 
| $. 76. 
Der Königliche Kommiſſarius iſt befugt, von dem Landesausſchuß über Stellung des König 
alle Gegenſtände der Landeskommunalverwaltung Auskunft zu erfordern und an gegenuber de e 
den Berathungen des Landesausſchuſſes entweder ſelbſt oder durch einen zu feiner ausſchuſse 
Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 
SENT, 
Die Landeskommunalbeamten haben die Rechte und Pflichten mittelbarer Dienſtliche Verhält, 
Staatsbeamten. bes den = 
Die beſonderen dienſtlichen Verhältniſſe derſelben werden durch ein von dem verbandes. 
Kommunallandtage mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu erlaſſendes 
Reglement geordnet. Auf die Beamten des Landeskommunalverbandes finden 
die allgemeinen Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend die Anſtellung und Ver⸗ 
ſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Geſetz-Samml. S. 141) 
entſprechende Anwendung. 
Sie werden von dem Vorſitzenden des Kommunallandtags vereidigt und 
in ihre Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre Geſchäftsanweiſung von dem 
Landesausſchuſſe. 
Hinſichtlich der Dienſtvergehen der Landeskommunalbeamten finden die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (GGeſetz-Samml. S. 465) mit fol⸗ 
genden Maßgaben Anwendung: 
1. Die den Miniſtern und den Provinzialbehörden beigelegte Befugniß 
zur Verhängung von Ordnungsſtrafen ſteht dem Vorſitzenden des 
Geſetz⸗Samml. 1900. (Nr. 10232.) 63 


„ 


Kommunallandtags zu; jedoch dürfen die von ihm feſtzuſetzenden Geld⸗ 
bußen den Betrag von 30 Mark nicht überſteigen. i 8 
2. Gegen die Disziplinarverfügungen des Vorſitzenden des Kommunal⸗ 
landtags findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirks⸗ 

ausſchuſſe ſtatt. 

3. In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren tritt 
an die Stelle des Regierungspräſidenten der Vorſitzende des Kommunal» 
landtags, an die Stelle der Bezirksregierung der Bezirksausſchuß und 
an die Stelle des Staatsminiſteriums das Oberverwaltungsgericht. 

Die Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Bezirksausſchuß 
und dem Oberverwaltungsgerichte werden von dem Miniſter des Innern 
ernannt. 


Vierter Unterabſchnitt. 
Von den Landeskommiſſionen. 
§. 78. 

Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Anſtalten 
ſowie für die Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten des Landeskommunalver⸗ 
bandes können beſondere Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt werden. 

Die Einſetzung, die Begrenzung der Zuſtändigkeit und die Art und Weiſe 
der Zuſammenſetzung derſelben hängt von dem Beſchluſſe des Kommunalland— 
tags ab. Die Wahl der Mitglieder ſteht dem Landesausſchuſſe zu, ſofern ſich 
der Kommunallandtag dieſelbe für einzelne Kommiſſionen oder Kommiſſare nicht 
ſelbſt vorbehält. Die Kommiſſionen oder Kommiſſare empfangen von dem 
Landesausſchuſſe ihre Geſchäftsanweiſung und führen ihre Geſchäfte unter der 
Aufſicht des Landesausſchuſſes und unter der Leitung des Vorſitzenden des 
Kommunallandtags. a 


3 
e Der Königliche Kommiſſarius iſt befugt, an den Berathungen der Landes⸗ 
e e e kommiſſionen entweder ſelbſt oder durch einen zu ſeiner Vertretung abzuordnenden 


kommiſſionen. Staatsbeamten theilzunehmen. 


Dritter Titel. 
Von der Oberanfficht über die Amts⸗ und Landeskommunalverwaltung. 


$. 80. 
Genehmigung von Beſchlüſſe der Amtsverſammlungen und des Kommunallandtags, welche 
1 Ami folgende Angelegenheiten betreffen: f | 
BE enten. 1. ftatutarifche Anordnungen nach Maßgabe des $. 11 beziehung» 


tags in ſtatutariſchen 
und finanziellen Ange⸗ weiſe S. 54, 
legenheiten. 
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2. Mehr» oder Minderbelaſtungen einzelner Theile des Amtsbezirkes 
beziehungsweiſe des Landeskommunalverbandes in Gemäßheit der §5. 9 
und 52a, 

3. Veräußerungen von Grundvermögen des Amts⸗ beziehungsweiſe Landes⸗ 
kommunalverbandes, e 

4. Aufnahme von Anleihen, durch welche der Amts⸗ beziehungsweiſe 
Landeskommunalverband mit einem neuen Schuldenbeſtande belaſtet 
oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, 
ſowie Uebernahme von Bürgſchaften auf den Amts⸗ beziehungsweiſe 
Landeskommunalverband, 

eine Belaſtung der Amts- beziehungsweiſe Landesangehörigen durch 

Abgaben über 50 Prozent des Geſammtaufkommens der direkten Stagats⸗ 
und ſtattlich veranlagten Steuern, 

6. eine neue Belaſtung der Amts- beziehungsweiſe Landesangehörigen 
ohne geſetzliche Verpflichtung, inſofern die aufzulegenden Leiſtungen 
über die nächſten fünf Jahre hinaus fortdauern ſollen, 

bedürfen in den Fällen zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen 

zu 2, 3 und 4 der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den Fällen zu 5 

und 6 der Beſtätigung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 


$. 81. 

Soweit nicht durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes ein anderes ausdrücklich 
beſtimmt iſt, wird die Aufſicht des Staates über die Amtskommunalangelegen⸗ 
heiten von dem Regierungspräſidenten, in der höheren Inſtanz von dem Miniſter 
des Innern, die Aufſicht über die Landeskommunalangelegenheiten von dem 
Miniſter des Innern geübt. 

Beſchwerden an die Aufſichts⸗ beziehungsweiſe Beſchwerdebehörde find inner- 
halb zwei Wochen anzubringen. 

$. 81a. 

Die Aufſichtsbehörden haben mit den ihnen in den Geſetzen zugewieſenen 
Mitteln darüber zu wachen, daß die Verwaltung den Beſtimmungen der Geſetze 
gemäß geführt und in geordnetem Gange erhalten werde. Sie ſind zu dem 
Ende befugt, über alle Gegenſtände der Verwaltung Auskunft zu erfordern, die 
Einſendung der Akten, insbeſondere auch der Haushalts-Etats und der Jahres⸗ 
rechnungen zu verlangen ſowie Geſchäfts⸗ und Kaſſenreviſionen an Ort und 
Stelle zu veranlaſſen. 

$. 82. 

Beſchlüſſe der Amtsverſammlung, der Amtskommiſſionen ſowie in Kom⸗ 
munalangelegenheiten des Amtsverbandes gefaßte Beſchlüſſe des Amtsausſchuſſes, 
welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat der Oberamt⸗ 
mann entſtehenden Falles auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde, unter Angabe 
der Gründe, mit aufſchiebender Wirkung zu beanſtanden. 

63° 


Aufſichtsbehörden. 


59390. > 


Gegen die Verfügung des Oberamtmanns fteht der Amisverfammlung, 
der Amtskommiſſion beziehungsweiſe dem Amtsausſchuß innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu. Dieſelben können zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


$. 83. 

Beſchlüſſe des Kommunallandtags, des Landesausſchuſſes oder einer Landes— 
kommiſſion, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen hat 
der Königliche Kommiſſarius, unter Angabe der Gründe, mit aufſchiebender 
Wirkung zu beanſtanden. 

Gegen die Verfügung des Königlichen Kommiſſarius ſteht dem Kommunal⸗ 
landtage, dem Landesausſchuſſe beziehungsweiſe der Landeskommiſſion innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Dieſelben können 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. 


$. 84. 


Auflöſung der Amts, Auf den Antrag des Staatsminiſteriums kann ſowohl eine Amtsverſamm⸗ 
Kelnmmallanbtage lung wie der Kommunallandtag durch Königliche Verordnung aufgelöft werden. 
Es ſind ſodann Neuwahlen anzuordnen, welche binnen ſechs Monaten, vom Tage 
der Auflöſung an, erfolgen müſſen. Im Falle der Auflöſung einer Amtsver⸗ 
ſammlung beziehungsweiſe des Kommunallandtags bleiben die von denſelben 
gewählten Mitglieder des Amts⸗ beziehungsweife Landesausſchuſſes und der Amts— 
beziehungsweiſe Landeskommiſſionen ſo lange in Wirkſamkeit, bis die neugebildete 
Vertretung die erforderlichen Neuwahlen vollzogen hat. 


$. 85. 


Jwanggweiſe Etati⸗ Wenn eine Amtsverſammlung beziehungsweiſe der Kommunallandtag es 
t ue, unterläßt oder verweigert, die dem Amts- beziehungsweiſe Landeskommunalver⸗ 
ſichtsbehörden. bande geſetzlich obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zus 

ſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen auf den Haushalts⸗Etat zu bringen oder außer⸗ 
ordentlich zu genehmigen, ſo verfügt der Regierungspräſident beziehungsweiſe der 
tönigliche Kommiſſarius unter Angabe der Gründe die Eintragung in den Etat 
oder die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten beziehungsweiſe des König⸗ 
lichen Kommiſſarius ſteht dem Amts-(Landeskommunal-) Verbande die Klage bei 
dem Oberverwaltungsgerichte zu. Zur Ausführung der Rechte des Amts⸗(Landes⸗ 
kommunal) Verbandes kann die Amtsverſammlung (der Kommunallandtag) einen 
beſonderen Vertreter beftellen. 
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Vierter Titel, 
Allgemeine Uebergangs⸗ und Ausführungs⸗Beſtimmungen. 


§. 86. 
(Fortgefallen.) 


$. 87. 

Die gewählten Mitglieder der Amtsverſammlung, des Amtsausſchuſſes und 
der Amtskommiſſionen ſowie des Kommunallandtags, des Landesausſchuſſes und 
der Landeskommiſſionen erhalten eine ihren baaren Auslagen entſprechende Ent⸗ 
ſchädigung. Ueber die Höhe derſelben beſchließt die Amtsverſammlung beziehungs⸗ 
weiſe der Kommunallandtag. 


$$. 88 bis 90. 
Fortgefallen.) 


$. 91. 

Die Vorſchriften der Verordnung für die Hohenzollernſchen Lande zur 
Ausführung der Geſetze über die Kriegsleiſtungen und die Unterſtützung hülfs⸗ 
bedürftiger Familien der zum Dienſte einberufenen Mannſchaften der Reſerve, 
Landwehr und Erfagrefewe vom 17. Auguſt 1870 Geſetz-Samml. S. 541) 
werden dahin abgeändert, daß 

1. an die Stelle der Verſammlung der Ortsvorſteher die Amtsverſamm⸗ 

lung tritt, 
2. die von dem Oberamtsbezirk (Amtsverband) aufzubringenden Geldmittel 
und Leiſtungen auf die einzelnen Gemeinden nach dem in den $$. 7 
u. ff. dieſes Geſetzes vorgeſchriebenen Maßſtabe vertheilt werden, 

3. die Obliegenheiten der Provinzialvertretung und des durch dieſelbe zu 
wählenden Ausſchuſſes von dem Kommunallandtag und dem Landes⸗ 
ausſchuſſe wahrgenommen werden. 


. 2 
Alle dem gegenwärtigen Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen, insbe⸗ 
ſondere der $. 31 der Fürſtlich Hohenzollern-Sigmaringenſchen Verordnung, be 
treffend die Dienſtinſtruktion für die Juſtiz- und Verwaltungsämter, vom 15. % dai 
1835 (Sammlung der Geſetze und Verordnungen für das Fürſtenthum Hohen⸗ 
zollern-Sigmaringen, Band IV S. 287) werden aufgehoben. 


5. 
Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung des gegenwärtigen Ge⸗ 
ſetzes beauftragt und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und Inſtruktionen. 
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Wahlreglement. 


SE 


Acht Tage vor der Wahl werden die Wähler zu den Wahlen mittelſt ſchrift⸗ 
licher Einladung oder durch ortsübliche Bekanntmachung berufen. Die Einladung 
und Bekanntmachung muß das Lokal, den Tag und die Stunde der Wahl 
genau beſtimmen. Hinſichtlich der von der Amtsverſammlung vorzunehmenden 
Wahlen bewendet es bei den für die Berufung der Amtsverſammlung vor⸗ 
geſchriebenen Friſten. 

Die Bekanntmachung muß, wenn ſie nicht ſchriftlich ergangen iſt, in den 
letzten drei Tagen vor dem Wahltage wiederholt werden. 


$. 2. 

Der Wahlvorſtand beſteht aus dem nach den beſtehenden Vorſchriften zur 
Leitung des Wahlakts berufenen Beamten als Vorſitzenden und aus zwei oder 
vier von der Wahlverſammlung aus der Zahl der Wähler zu wählenden Bei⸗ 
ſitzern. Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Protokollführer. 


F. 3. 

Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskuſſionen 
ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. Aus⸗ 
genommen hiervon ſind Diskuſſionen und Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes, welche 
durch die Leitung des Wahlgeſchäfts bedingt ſind. 


$. 4. 
Jede Wahl erfolgt in einer beſonderen Wahlhandlung durch Stimmzettel. 
SB: 


Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher fie in der Wählerliſte 
perzeichnet ſind, aufgerufen. Jeder Aufgerufene legt ſeinen Stimmzettel uneröffnet 
in die Wahlurne. 

Die während der Wahlhandlung erſcheinenden Wähler können an der nicht 
geſchloſſenen Wahl Theil nehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen; der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne und verlieſt die darauf verzeichneten, von einem Beiſitzer, welchen der 
Vorſitzende ernennt, laut zu zählenden Namen. 
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$. 6. 

Ungültig ſind: 

1. Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier, oder welche mit einem 
äußeren Kennzeichen verſehen ſind, 

2. Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 

3. Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft 
zu erkennen iſt, 

4. Stimmzettel, auf welchen mehr als ein Name oder der Name einer 
nicht wählbaren Perſon verzeichnet iſt, 

5. Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 


8.7 
Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. Die 
Stimmzettel ſind dem Wahlprotokolle beizufügen und ſo lange aufzubewahren, 
bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden iſt. 
8 8 


Als gewählt ift derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten hat. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen diejenigen zwei 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf die engere Wahl. 
Haben mehr als zwei Perſonen die meiſten und gleich viel Stimmen erhalten, 
ſo entſcheidet das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos darüber, 
wer auf engere Wahl zu bringen iſt; in gleicher Weiſe erfolgt die Entſcheidung, 
wenn auch die engere Wahl keine Stimmenmehrheit ergiebt. 


F. 9. 
Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 


$. 10. 

Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der auf ſie 
gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über die An⸗ 
nahme oder Ablehnung innerhalb längſtens fünf Tagen zu erklären. Wer dieſe 
Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet. 


8 
Wahlen, welche durch die Amtsverſammlungen oder den Kommunalland⸗ 
tag zu vollziehen ſind, können, mit Ausnahme der Wahl des Vorfigenden des 
Kommunallandtags und feines Stellvertreters (F. 64), auch durch Akklamation 
ftattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. 


See 
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Bekanntmachung. 


5 BER 7 - = 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1: 


10 


der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juni 1900, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Verwaltung der Kaiſerlichen Marine zur 
Entziehung und zur dauernden oder vorübergehenden Beſchränkung des 
zum Zwecke der Erweiterung der Werft zu Kiel bis an die Swentine in 
Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 29 S. 305, ausgegeben am 
14. Juli 1900; 


„der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juli 1900, betreffend die Anwendung 


des Enteignungsverfahrens zur Entziehung und zur dauernden Beſchrän⸗ 
kung des bei der von der Staatsbauverwaltung auszuführenden Errichtung 
eines Leuchtfeuers zu Staberhuk auf Fehmarn in Anſpruch zu nehmenden 
Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Schleswig Nr. 34 S. 346, ausgegeben den 18. Auguſt 1900; 


3. das am 25. Juli 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 


genoſſenſchaft zu Weichau im Kreiſe Freyſtadt durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 38 S. 237, ausgegeben am 22. Sep⸗ 
tember 1900, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Juli 1900, betreffend die Verlängerung 


der Friſt, welche 1. der Brohlthal⸗Eiſenbahngeſellſchaft in dem Aller⸗ 
höchſten Erlaſſe vom 16. Oktober 1899 für die Herſtellung dieſer Bahn 
geſetzt iſt, hinſichtlich der ganzen Bahnſtrecke von Brohl bis Kempenich 
weiter bis zum 1. Januar 1901, 2. der Aktiengeſellſchaft der Cöln⸗ 
Bonner Kreisbahnen in der Allerhöchſten Konzeſſionsurkunde vom 
15. Auguſt 1898 für die Herſtellung der Bahnſtrecken Cöln-Weſſeling 
Bonn (Rheinuferbahn), Godorf Sürth und Dransdorf-Staatsbahn⸗ 
güterbahnhof Bonn geſetzt iſt, bis zum 15. Auguſt 1902, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 37 S. 365, ausgegeben 
am 12. September 1900 (zu vergl. die Bekanntmachung Nr. 6 S. 315); 


das am 30. Juli 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe⸗ 


rungsgenoſſenſchaft zu Zechelwitz im Kreiſe Steinau a. O. durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 36 S. 330, aus 
gegeben am 8. September 1900, 


das am 6. Auguſt 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Schudebarsden im Kreiſe Memel durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 36 S. 479, aus⸗ 
gegeben am 6. September 1900, 


Geſetz⸗Samml. 1900. 64 


10, 


LI, 


12, 


u 


das am 6. Auguſt 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Newel im Landkreiſe Trier durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 38 S. 408, ausgegeben am 
21. September 1900, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Auguſt 1900, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die „Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft Marienwerder“ 
zu Marienwerder zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des 
zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Groß⸗Falkenau nach Stangen⸗ 
dorf (Grenze mit Ruſſenau) nebſt Abzweigungen nach der Zuckerfabrik 
Nichtsfelde, nach Gutſch, dem Weichſelhafen bei Kurzebrack und dem 
Bahnhofe Marienwerder der Eiſenbahn Graudenz- Marienburg in Anſpruch 
zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Marienwerder Nr. 36 S. 343, ausgegeben am 7. Sep⸗ 
tember 1900; 


das am 20. Auguſt 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft III zu Watzerath im Kreiſe Prüm durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 38 S. 405, ausgegeben 
am 21. September 1900; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Auguſt 1900, betreffend die Genehmigung 
des V. Nachtrags zum revidirten Statute der Landſchaft der Provinz 
Sachſen, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 38 S. 453, ausgegeben 
am 22. September 1900, 
der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 38 S. 323, ausgegeben 
am 22. September 1900, 
der Königl. Regierung zu Erfurt Nr. 38 S. 187, ausgegeben am 
22. September 1900; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Auguſt 1900, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft Selters-Hachen⸗ 
burg zu Berlin zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des 
zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Selters über Herſchbach 
nach Hachenburg in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 37 S. 345, 
ausgegeben am 13. September 1900; i 
die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 20. Auguſt 1900, betreffend die 
Ausdehnung des Brölthaler Eiſenbahnunternehmens auf den Bau und 
Betrieb ſchmalſpuriger Nebeneiſenbahnen von Herresbach nach Roſtingen 
und von Oberpleis nach Herresbach ſowie auf den Erwerb und Betrieb 
der Heiſterbacher Thalbahn, durch die Amtsblätter N 
der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 39 S. 377, ausgegeben am 
26. September 1900, 
der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 43, Beilage S. I, ausgegeben 
am 27. September 1900 
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die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 20. Auguſt 1900, betreffend den 
Bau und Betrieb der vollſpurigen Nebeneiſenbahnſtrecke von Hain nach 
Marienborn, durch die Eifern-Siegener Eiſenbahngeſellſchaft, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 37 S. 567, aus⸗ 
gegeben am 15. September 1900; 

das am 20. Auguſt 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft am Bruchgraben von Adlum bis Sarſtedt zu 
Hildesheim im Landkreiſe Hildesheim durch Sonderblatt zum Amtsblatte 
der Königl. Regierung zu Hildesheim Nr. 38, ausgegeben am 21. Sep⸗ 
tember 1900; 


5. das am 22. Auguſt 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Schwetzkau⸗ 
Deutſch⸗Wilkeer Entwäſſerungsgenoſſenſchaft im Kreiſe Liſſa durch das 


Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 38 S. 475, ausgegeben 
am 18. September 1900; 

das am 27. Auguſt 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Binsfeld im Kreiſe Wittlich durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Trier Nr. 39 S. 419, ausgegeben am 28. Sep⸗ 
tember 1900, 

das am 27. Auguſt 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Stahl im Kreiſe Bitburg durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 39 S. 422, ausgegeben am 
28. September 1900, ö 

das am 29. Auguſt 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Peine⸗ 
Telgter Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Peine durch Sonderblatt zum 
Amtsblatte der Königl. Regierung zu Hildesheim Nr. 39, ausgegeben 
am 28. September 1900; 

das am 14. September 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut des Ent⸗ 
wäſſerungsverbandes für das neue Siel in Spieka⸗Neufeld des Kreiſes 
Lehe durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 39 
S. 301, ausgegeben am 28. September 1900. 
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